
Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.10.2012) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.10.2012 12.11.2012

Umsatzsteuer2 10.10.2012 12.11.2012

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 15.10.2012 15.11.2012

Scheck4 07.10.2012 09.11.2012

Gewerbesteuer entfällt 15.11.2012

Grundsteuer entfällt 15.11.2012

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 entfällt 19.11.2012

Scheck4 entfällt 12.11.2012

Sozialversicherung5 29.10.2012 28.11.2012

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der dar-
auf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen.
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Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte
Abwägung zwischen kürzester und offensichtlich verkehrsgünstigster Wegstrecke

Für seine Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte hatte ein Arbeitneh-
mer die Wahl zwischen zwei mögli-
chen Wegstrecken.
Bei Benutzung der kürzesten Weg-
strecke von nur ca. 25 km unter Ein-
schaltung eines Fährdienstes kam es 
zu nicht kalkulierbaren Verzögerungen 
durch Störungen im Fährdienst oder 
aufgrund langer Wartezeiten an den 
Fähren. Die offensichtlich verkehrs-
günstigste Straßenverbindung hatte 
den Nachteil einer mindestens 20 km 
längeren Wegstrecke. Der Arbeitneh-
mer wählte für sich die zwar längere, 
aber sicherer kalkulierbare Fahrstre-
cke. Das Finanzamt erkannte lediglich 
Aufwendungen für die Inanspruch-
nahme der kürzesten Wegstrecke als 
Werbungskosten an. Bereits aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften kann eine 

andere als die kürzeste Straßenver-
bindung dann gewählt werden, wenn 
sie offensichtlich verkehrsgünstiger 
ist. Nach Meinung des Finanzamts ist 
dabei ausschließlich auf eine Fahrzeit-
ersparnis von mindestens 20 Minuten 
abzustellen.
Dieser engen Sichtweise folgt der Bun-
desfinanzhof nicht. Auf einen bestimm-
ten Mindestumfang an Zeitersparnis 
kommt es nicht an. Es sind auch an-
dere Gründe für die Inanspruchnahme 
der offensichtlich verkehrsgünstigsten 
Wegstrecke anzuerkennen. Besonder-
heiten durch Unzuverlässigkeiten einer 
Fährverbindung sind solche Gesichts-
punkte, die im Rahmen der Planung 
von Arbeitszeiten und Terminen zur 
Anerkennung einer offensichtlich ver-
kehrsgünstigeren Wegstrecke führen 
können.

?



Besserungsoption beim Verkauf eines GmbH-Anteils kein rückwirkendes 
Ereignis

Veranlagungszeitraum festlegen

Vereinbaren die Vertragsparteien beim 
Verkauf eines Anteils an einer Kapital-
gesellschaft eine Besserungsoption, 
stellt die spätere Ausübung des Opti-
onsrechts kein rückwirkendes Ereignis 
dar. Der nachfolgend geschilderte Fall 
macht das deutlich:
Ein wesentlich beteiligter GmbH-Ge-
sellschafter veräußerte 2000 seinen 
Geschäftsanteil. Neben der Kaufpreis-
zahlung wurde vereinbart, dass der Er-
werber des Anteils unter bestimmten 
Voraussetzungen einen zusätzlichen 
Einmalbetrag zu zahlen hatte. 2004 ei-
nigte man sich nachträglich auf einen 

Einmalbetrag von 671.000 €. Dieser 
Betrag wurde 2004 ausbezahlt. Das 
Finanzamt vertrat die Auffassung, 
dass die Zahlung des Einmalbetrags 
als rückwirkendes Ereignis zu sehen 
sei und damit im Rahmen der Ermitt-
lung des Veräußerungsgewinnes 2000 
berücksichtigt werden müsse.
Der Bundesfinanzhof stellte dagegen 
klar, dass es sich bei dem zugeflos-
senen Einmalbetrag um nachträgliche 
Einkünfte (hier: aus der Veräußerung 
einer wesentlichen Beteiligung) han-
delte, die im Veranlagungszeitraum 
2004 zu erfassen waren.

Folgen fehlender Aufzeichnungen 
über Umwegfahrten im Fahrtenbuch

In welcher Höhe unterliegt das Elterngeld dem Progressionsvorbehalt?

Besonderer Steuersatz wird vorher ermittelt

Zeitnah eintragen

Für ab dem 1.1.2007 geborene Kinder 
wird unter bestimmten Voraussetzun
gen Elterngeld gezahlt. Eltern, die 
das Berufsleben unterbrechen oder 
während der Elternzeit auf maximal 
30 Stunden wöchentlich reduzieren, 
erhalten zwölf Monate lang einen Ein-
kommensersatz in Höhe von mindes-
tens zwei Drittel des vorherigen Netto-
einkommens. Der Höchstsatz beträgt 
1.800 € monatlich. Eltern, die vorher 
nicht voll erwerbstätig waren (Arbeits-
lose, Studenten), erhalten einen mo-
natlichen Sockelbetrag von 300 €. Das 
Elterngeld wird steuer- und sozialver-
sicherungsfrei ausbezahlt, unterliegt 
aber dem sog. Progressionsvorbehalt. 
Die Berechnung des Progressions-
vorbehalts ist wie folgt vorzunehmen: 
Nach der Ermittlung des zu versteuern-

den Einkommens werden diesem be-
stimmte Einkommens-/Lohnersatzleis-
tungen hinzugerechnet. Unter Berück-
sichtigung dieser Hinzurechnung wird 
ein besonderer Steuersatz ermittelt, der 
dann auf das zu versteuernde Einkom-
men angewendet wird. Das Nieder-
sächsische Finanzgericht hat bestätigt, 
dass das Elterngeld dem Progressions-
vorbehalt unterliegt. Bemerkenswert 
ist, dass das Gericht den Abzug des 
Arbeitnehmer-Pauschbetrags von dem 
steuerfreien Elterngeld selbst dann 
zulässt, wenn bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit Werbungs-
kosten geltend gemacht wurden, die 
den Arbeitnehmer-Pauschbetrag über-
steigen. Im Urteilsfall hatte der Vater 
bei seinen Einkünften aus nichtselb-
ständiger Arbeit Werbungskosten von 

Ob ein Fahrtenbuch ordnungsgemäß 
ist, richtet sich nach vielen Kriterien. 
Die Rechtsprechung verlangt nicht, 
dass vor Fahrtantritt die kürzeste Stre-
cke ermittelt und dann auch befahren 
wird. Weichen die gefahrenen Kilome-
ter allerdings mehr als 5 % von der 
kürzesten Strecke ab, handelt es sich 
um aufzuzeichnende Umwegfahrten. 
In einem Fahrtenbuch waren bei Fahr-
ten zu ein und demselben Ziel unter-
schiedliche Entfernungsangaben mit 
bis zu 56 km Unterschied (zwischen 
232 und 288 km, Abweichung über 
24 %) gemacht worden. Der Bundesfi-
nanzhof hat deshalb keine Gründe für 
die Zulassung der Revision gesehen. 
Bei Abweichungen dieser Größen-
ordnung ist in der Regel von fehlen-
den Aufzeichnungen von Privatfahrten 
auszugehen, was zu einem nicht ord-
nungsgemäßen Fahrtenbuch mit den 
bekannten Folgen führt.
Hinweis: Aufzeichnungen in Fahrten-
büchern sollten zeitnah und lesbar er-
folgen, damit keine Lücken entstehen, 
die zur Versagung der Anerkennung 
führen, selbst wenn das Fahrtenbuch 
überwiegend in Ordnung ist.

1.142  € geltend gemacht. Das ihm 
ausgezahlte Elterngeld betrug 1.359  €. 
Dieser Betrag wurde vom Finanzamt 
dem Progressionsvorbehalt unterwor-
fen. Das Finanzgericht kürzte das El-
terngeld um den seinerzeit geltenden 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 920 € 
(ab 2011 sind es 1.000 €) und rechnete 
zur Ermittlung des besonderen Steuer-
satzes nur 439 € hinzu. Bei der Mutter 
sah es anders aus: Bei ihren Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit wurde 
bei der Veranlagung der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag berücksichtigt und das 
Elterngeld in der ausbezahlten Höhe 
dem Progressionsvorbehalt unterwor-
fen; ihr Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
war ja schon „verbraucht“.
Es bleibt abzuwarten, ob der Bundesfi-
nanzhof diese Auffassung teilt.



Schwindel bei Angabe des Wohnsitzes zahlt sich nicht aus
Kindergeld bekommen nur unbeschränkt Steuerpflichtige

Wer im Ausland wohnt, bekommt Kin-
dergeld nur, wenn er in Deutschland 
als fiktiv unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig behandelt wird.
Eine Flugbegleiterin lebte mit ihrem 
Mann und zwei Kindern in Italien, war 
mit ihrem Hauptwohnsitz aber bei ihrer 
Mutter in Deutschland gemeldet. Im 
Jahr 2007 hielt sie sich aufgrund ihrer 
Berufstätigkeit an insgesamt 53 Tagen 
in Deutschland auf. Zu ihrer Tätigkeit 
reiste sie jeweils von Italien aus nach 
Deutschland und kehrte danach wie-
der unmittelbar an ihren Wohnsitz in 
Italien zurück. Jedenfalls für das Jahr 
2007 hatte weder die Frau noch ihr 
Ehemann in Italien Anspruch auf Kin-
dergeld für die beiden Kinder. Ihre Ein-
kommensteuererklärungen für 2005 
bis 2007 gab die Frau jeweils unter 

Angabe der Adresse ihrer Mutter beim 
Finanzamt ab, das sie jeweils als un-
beschränkt einkommensteuerpflichtig 
veranlagte.
Im Jahr 2007 strich die Familienkasse 
das Kindergeld, weil die Frau im Aus-
land wohne und in Deutschland nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tig sei und auch nicht als unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig behandelt 
werde. Zu Recht, wie der Bundes
finanzhof entschied. Kindergeldbe-
rechtigt ist nur, wer im Inland einen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat oder wer ohne Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland als unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig behandelt wird.
Die Frau hatte 2007 durch das Leben 
mit ihrer Familie in Italien steuerrecht-

lich keinen Wohnsitz in Deutschland. 
Weil sie nur an 53 Tagen in Deutsch-
land war, hatte sie auch keinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hier. Da sie 
gegenüber dem Finanzamt so getan 
hatte, als lebe sie in Deutschland, 
hatte dieses sie ohne weitere Prüfung 
unbeschränkt steuerpflichtig veran-
lagt. Wegen des fehlenden Wohn
sitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts 
in Deutschland hätte sie aber nur  
„als“ fiktiv unbeschränkt steuerpflich-
tig behandelt werden dürfen. Das be
deutet, dass nur bestimmte Einkünfte 
in Deutschland zu versteuern sind. 
Diese Behandlung „als“ setzt einen 
gesonderten Antrag des Steuerzahlers 
voraus. Die Unehrlichkeit wurde der 
Frau nun beim Kindergeld zum Ver-
hängnis.

Keine verdeckte Gewinnausschüttung bei Weiterleitung erstatteter Arbeit-
geberbeiträge zur Rentenversicherung

Erstattung von Versicherungsbeiträgen

Ein Alleingesellschafter und Geschäfts-
führer einer GmbH beschäftigte seine 
Ehefrau als kaufmännische Angestell-
te. Die GmbH führte für die Ehefrau seit 
Beginn des Beschäftigungsverhältnis-
ses Rentenversicherungsbeiträge ab. 
Eine Überprüfung des Sozialversiche-
rungsträgers kam zu dem Ergebnis, 
dass die Ehefrau nicht der Sozialver-
sicherungspflicht unterliegt. Die bisher 
zu Unrecht entrichteten Rentenver
sicherungsbeiträge wurden erstattet. 
Der GmbH wurde der Arbeitgeberan-
teil ausbezahlt. Die GmbH leitete den 
Erstattungsbetrag an die Ehefrau des 
Gesellschafters weiter.
Das Finanzgericht Münster hatte zu 
entscheiden, ob diese Weiterleitung 
erstatteter Arbeitgeberbeiträge zu einer 
verdeckten Gewinnausschüttung führt 

und kam zu folgendem Ergebnis: Leitet 
eine Kapitalgesellschaft an sie erstat-
tete Rentenversicherungsbeiträge an 
eine Arbeitnehmerin weiter, die zugleich 
Ehefrau des Alleingesellschafters ist, 
ist darin keine verdeckte Gewinnaus-
schüttung an den Gesellschafter zu 
sehen. Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden.
Hinweis: Die Frage nach der Sozialver-
sicherungspflicht des Geschäftsführers 
einer GmbH kann oft nicht mit ab-
schließender Gewissheit beantwortet 
werden. Empfehlenswert ist deshalb, 
in Zweifelsfällen eine verbindliche Aus-
kunft zum sozialversicherungsrechtli-
chen Status des Geschäftsführers ein-
zuholen. Die Sozialversicherungsträger 
sind auf einen entsprechenden Antrag 
zur Erteilung der Auskunft verpflichtet.

Eine doppelte Haushaltsführung ist 
gegeben, wenn der Arbeitnehmer au-
ßerhalb des Orts, in dem er einen ei-
genen Hausstand unterhält, beschäf-
tigt ist und auch am Beschäftigungs-
ort wohnt. Da die Lebensführung des 
Arbeitnehmers am Beschäftigungsort 
grundsätzlich steuerlich unerheblich ist, 
kann es für die Begründung einer dop-
pelten Haushaltsführung nicht schäd-
lich sein, dass er am Beschäftigungs-
ort eine Wohngemeinschaft einrichtet. 
Dieses gilt selbst dann, wenn der Ar-
beitnehmer seine Mitbewohnerin und 
Kollegin finanziell unterstützt, indem er 
teilweise die auf sie entfallenden Antei-
le an den Kosten der Wohnung trägt. 
Die berufliche Veranlassung der dop-
pelten Haushaltsführung entfällt erst, 
wenn sich auch der Mittelpunkt der Le-
bensinteressen des Arbeitnehmers an 
den Beschäftigungsort verlagert und 
die Wohnung dort zum Ort der eigent-
lichen Haushaltsführung wird.

Berufliche Veranlassung der doppel-
ten Haushaltsführung

Wohngemeinschaft



Europäisches Nachlasszeugnis wird eingeführt
Neue EU-Erbrechtsverordnung

Der Rat der EU-Justizminister hat die 
EU-Erbrechtsverordnung angenom-
men. Diese Verordnung legt einheit
liche Regeln darüber fest, welches 
Erbrecht auf einen internationalen 
Erbfall anzuwenden ist. Bereits heute 
haben 10 % aller Erbfälle in Europa ei-
nen grenzüberschreitenden Bezug, die 
Tendenz ist steigend.
Nach der in dieser Verordnung fest-
gelegten allgemeinen Regel wird das 

Erbrecht des Staates angewendet, 
in dem der Erblasser seinen letzten 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Ab-
weichend hiervon kann der Erblasser 
durch ein Testament oder einen Erb-
vertrag stattdessen auch das Erbrecht 
des Staates wählen, dessen Staatsan-
gehörigkeit er besitzt.
Außerdem wird ein „Europäisches 
Nachlasszeugnis“ eingeführt, das in 
allen Mitgliedstaaten der Verordnung 
einheitlich gilt. Mit diesem Zeugnis 
können Erben und Testamentsvoll-
strecker ihre Rechtsstellung einheitlich 
nachweisen. Darüber hinaus werden 
die nationalen Erbnachweise gegen-
seitig anerkannt. Erben müssen also in 
Zukunft nicht mehr in jedem Mitglied-
staat einen neuen Erbnachweis bean-
tragen. Nicht geändert wird durch die 
neue Verordnung das nationale Erb-
recht der Mitgliedstaaten.
Um allen Betroffenen zu ermöglichen, 
sich auf die neue Rechtslage einzustel-
len, wird die Verordnung erst im Lau-
fe des Jahres 2015 zur Anwendung 
kommen. Die Verordnung gilt in allen 
EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 
Dänemark, Großbritannien und Irland.

Für ein vom Darlehensnehmer bei 
Abschluss eines Kreditvertrags für 
ein öffentlich gefördertes Darlehen 
(KfW-Darlehen) zu zahlendes Be-
arbeitungsentgelt ist kein aktiver 
Rechnungsabgrenzungsposten zu 
bilden, wenn dieses Bearbeitungs-
entgelt im Falle einer möglichen vor-
zeitigen Vertragsbeendigung nicht 
oder nicht anteilig an den Darle-
hensnehmer zurückzuerstatten ist. 
Das Bearbeitungsentgelt ist dann 
sofort abzugsfähige Betriebsausga-
be. So hat das Finanzgericht Mün-
chen entschieden.
Im Urteilsfall konnte der Darlehens-
nehmer das Darlehen jederzeit kurz-
fristig und bedingungsfrei kündigen. 
Der Darlehensgeber konnte das 
Darlehen dagegen nur aus wichti-
gem Grund vorzeitig kündigen. Bei 
vorzeitiger Kündigung durch den 
Darlehensnehmer war vertraglich 
keine anteilige Rückerstattung der 
Bearbeitungsgebühr vorgesehen. 
Das Gericht sah in diesem Fall die 
Bearbeitungsgebühr als laufzeitun-
abhängige Gebühr an, für die kein 
Rechnungsabgrenzungsposten zu 
bilden ist. Anders ist es, wenn die 
vorzeitige Vertragsbeendigung ganz 
unwahrscheinlich ist, etwa weil ver-
einbart wurde, dass der Darlehens-
vertrag generell nur aus wichtigem 
Grund gekündigt werden kann. Dann 
hat der Darlehensnehmer die Bear-
beitungsgebühr mithilfe sog. aktiver 
Rechnungsabgrenzungsposten auf 
die gesamte Laufzeit zu verteilen 
und kann es nur in jährlichen Teilbe-
trägen steuermindernd absetzen.
Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden.

Sofortiger Betriebsausgabenabzug 
von Gebühren für KfW-Darlehen

Kündigung beachten

GmbH-Rente
Angemessene Alters- und Invalidi-
tätsversorgung eines GmbH-Gesell-
schafter-Geschäftsführers stellt keine 
verdeckte Gewinnausschüttung dar, 
auch wenn sie über dem Niveau der 
gesetzlichen Rente liegt

Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, 
dass eine Alters- und Invaliditätsver-
sorgung, die eine GmbH ihrem Gesell-
schafter-Geschäftsführer zusagt, nicht 
allein deshalb zu einer verdeckten Ge-
winnausschüttung führt, weil sie über 
dem Niveau der gesetzlichen Rente 
liegt. Die für die Erfüllung der Zusage 
zu bildende Rückstellung ist nicht auf 
die bei hypothetischer Sozialversiche-
rungspflicht zu erbringenden Arbeitge-
berbeiträge begrenzt. Entscheidend 
ist, dass die Versorgung üblich, ange-
messen und finanzierbar ist.
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ersetzen können.
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